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Thüringer Gesetz über die Sicherung und Nutzung von Archivgut 
hier: Anhörungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer 
Landtags 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

bereits zu Jahresbeginn hatte ich für die letzte Aprilwoche 2018 einen 
Auslandsaufenthalt geplant und diesen Termin vorab mit dem Fachreferat in 
der TSK abgestimmt. Eine persönliche Teilnahme an dem 
Anhörungsverfahren ist mir daher nicht möglich. Ich habe deshalb Herrn 
Archivdirektor Dieter Marek als stellvertretenden Leiter des Landesarchivs 
mit meiner Vertretung bei der mündlichen Anhörung am 23. April 2018 
beauftragt. 

Eine schriftliche Stellungnahme zum Gesetzentwurf findet sich in der Anlage. 
Diese kann im Online-Diskussionsforum des Thüringer Landtags 
veröffentlicht werden. 

Mit freundlichen Grüßen  

Dr. Bernhard Post 

Landesarchiv Thüringen • Postfach 2726 • 99408 Weimar 

Thüringer Landtag 
Verwaltung 
PF 90 04 55 
99017 Erfurt 

Ltd. Archivdirektor 
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Freistaat 

Thüringen 
Landesarchiv 

Stellungnahme der Leitung des Landesarchivs Thüringen zum Entwurf des Thüringer 
Gesetzes über die Sicherung und Nutzung von Archivgut 

Drucksache 6/4942 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf eines neuen Thüringer Archivgesetzes 
danke ich Ihnen. 
Bereits seit mehreren Jahren haben die sechs Thüringischen Staatsarchive bzw. das Lan-
desarchiv Thüringen auf die Notwendigkeit einer grundlegenden Überarbeitung des Archiv-
gesetzes hingewiesen und der obersten Archivbehörde dafür auch konkrete Vorschläge un-
terbreitet. Das Thüringer Archivgesetz vom 23. April 1992 beruhte in weiten Teilen auf dem 
Archivgesetz des Landes Hessen aus den 1980er Jahren und konnte in seiner Entstehungs-
zeit deshalb nicht die grundlegenden Wandlungen des archivischen Arbeitsumfeldes auf-
nehmen, die seitdem aus der geradezu revolutionären Digitalisierung aller Lebensbereiche 
erwachsen sind. Auch die Gesetzesnovellierung vom 2. Juli 2016 konnte diesem Umstand 
noch nicht Rechnung tragen, da sie sich weitestgehend auf die juristische Verankerung des 
neu zu bildenden Landesarchivs Thüringen beschränkte. 
Der nunmehr als Landtags-Drucksache 6/4942 vorliegende Gesetzentwurf enthält demge-
genüber zahlreiche inhaltliche Neuerungen, durch die das Thüringer Archivwesen als Teil 
einer modernen Verwaltung ertüchtigt wird, die sich den Erfordernissen der digitalen Gesell-
schaft stellt. Aus Sicht der Leitung des Landesarchivs Thüringen sind folgende Neuregelun-
gen des Gesetzentwurfs besonders hervorzuheben, die als Wegmarken für einen demokrati-
schen Rechtsstaat in einer modernen Informationsgesellschaft zu werten sind: 

die moderne Erweiterung des Unterlagenbegriffs und Ermächtigung zur Archivierung 
digitaler Unterlagen (§ 2 Abs. 3 und § 8 Abs. 5 bis 8), 

die Erleichterung des öffentlichen Zugangs zu Archivgut ohne Nachweis eines „be-
rechtigten Interesses" durch Verankerung eines „Jedermannrechts" auf Information (§ 
16 Abs. 1), 

die Verfahrensvereinfachung von Schutzfristenverkürzungen durch deren Übertra-
gung auf das Landesarchiv (§ 17 Abs. 5), 

die Präzisierung der Definition personenbezogenen Archivguts sowie Berücksichti-
gung einer allgemein gestiegenen Lebenserwartung durch Verlängerung der perso-
nenbezogenen Schutzfrist von 90 auf 100 Jahre nach der Geburt (§ 17 Abs. 1) sowie 

eine Beschränkung der Übernahme von Zwischenarchivgut auf archivwürdige Unter-
lagen (§ 14 Abs. 3). 

Darüber hinaus ist es einer zeitlichen Koinzidenz zu verdanken, dass im Gesetzentwurf die 
Regelungen der Verordnung (EU) 2016/679 (EU-Datenschutz-Grundverordnung vom 27. 
April 2016) berücksichtigt werden konnten. 

Neben diesen positiven Neuerungen enthält der Gesetzentwurf jedoch mehrere Regelungen, 
gegen die aus meiner Sicht zum Teil nachdrückliche Einwände vorzubringen sind. Diese 
Einwände wurden nach drei Prioritäten klassifiziert und der Übersichtlichkeit halber nachste-
hend in einer Synopse zusammengefasst. 



Unabhängig von einer Würdigung dieser fachlich begründeten Einwände durch den Gesetz-
geber sollten jedoch unbedingt die formalen Mängel in § 2 Abs. 2 Nr. 1 (Satzbau), § 2 Abs. 2 
Nr. 3 (Wegfall des § 80) und § 15 Abs. 5 (falscher Kasus) korrigiert werden. 

Ungeachtet dieser Kritikpunkte überwiegen bei dem Entwurf des neuen Archivgesetzes, wie 
eingangs erwähnt, jedoch eindeutig die positiven Neuerungen. Diese würden ihre Wirkung in 
der archivischen Praxis gewiss noch stärker entfalten, wenn sich der Gesetzgeber zu einer 
wohlwollenden Prüfung der hier vorgebrachten Einwände entschließen könnte. 

Weimar, 9. April 2018 

Bernhard Post 
Ltd. Archivdirektor 
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Die Anmerkungen beziehen sich auf die vom Thüringer Landtag am 08.03.2018 im Rahmen des Anhö-
rungsverfahrens versandte Drucksache 6/4942. Die Anmerkungen der Leitung des Landesarchivs werden 
aus fachlicher Sicht in drei Prioritäten eingestuft: 

• Priorität 1: erhebliche Probleme / Kosten / rechtliche Einwände 
• Priorität 2: triftige fachliche Einwände 
• Priorität 3: Neue Regelung aus archivfachlichen und allgemeinen arbeitsökonomischen Gründen 

problematisch. 

ThürArchivG-E, 2. KV Stand  
08.03.2018 
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Auswirkungen bei Beibehaltung / Verweis auf Alternati- 
yen  

Vorschlag Landesar-
chiv 

§2 
Öffentliches Archivgut 

§ 2 Abs. 2 Nr. 1 I Der Satz ist insgesamt falsch konstruiert. Bei a) ist „dienen" zu 
streichen und 
bei c) ist „sind" zu strei-
chen und der Absatz zu 
beginnen mit „durch 
bleibenden Wert". 

§ 2 Abs. 2 Nr. 1 b) 
b) für die Sicherung berechtigter 
Belange der Bürger, Institutionen 
oder Dritter 

3 Der aus dem Bundesarchivgesetz abgeschriebene Satz führt 
zur weitgehenden Beliebigkeit bei der Bewertung von Ar-
chivgut. Verbleibt der Passus im Gesetz, sind die Kosten 
und rechtlichen Konsequenzen nicht auszuschließen. 
Berechtigte Belange der Bürger decken bereits die Aufbe-
wahrungsfristen in den Behörden ab, die unter diesem As-
pekt festgelegt werden. 
Die Streichung des Buchstaben b) wird unterstützt durch die 
Begründung des Entwurfs des Transparenzgesetzes (TG-
E) § 4 Abs. 1, das zwar ein Recht auf Zugang zu amtlichen 
Informationen festlegt, jedoch keine Verpflichtung zur Wie-
derbeschaffung nicht mehr verfügbarer amtlicher Infor-
mationen (S. 29). Sowohl typische als auch besondere 
Einzelfälle aus allen Lebensbereichen werden bei der Bewer-
tung nach § 2 (2) Nr. 1 regelmäßig mit berücksichtigt, dienen 
aber hier der Arrondierung des Dokumentationsprofils. Dies 
gehört explizit zu den Bewertungsaufgaben der Archive, die 
bereits unter Nr. 1 Satz 1 und a) genannt werden — aber 
eben nur in ökonomischer Auswahl / beispielhaft. 

Streichung 

§ 2 Abs. 2 Nr. 2 
(Archivwürdig sind) 
Unterlagen die aufgrund von ,  
Rechtsvorschriften oder Vereinba- 
rungen dauernd aufzubewahren 
sind 

2 Dauernd aufzubewahren darf nicht gleichgesetzt werden mit 
archivwürdig. Diese Gleichsetzung greift in die Bewertungs-
hoheit der Archive ein. Für einen Großteil der fraglichen 
Unterlagen würde es genügen, im Vorfeld hohe Aufbewah-
rungsfristen festzulegen (z. B. 100 Jahre), wodurch ebenfalls 
eine Rechtssicherung gewährleistet wäre. Dauernd aufzu-
bewahren sind entsprechend der Aufbewahrungsrichtlinie 
des TMIK z. B.: Aufzeichnungen über den täglichen Pegel-
stand aller fließenden Gewässer, Festlegungen über die 
Aufstellung von Verkehrszeichen und Genehmigungsbe-
scheide für die Errichtung, Erweiterung und Betrieb von 
Tiergehegen. Diese Unterlagen sind nach archivfachlichem 
Ermessen i. d. R. nicht archivwürdig; ihre dauernde Aufbe-
wahrung im Landesarchiv wäre mit erheblichen Massen-
bzw. Kapazitätsproblemen verbunden. 

Streichung 

§ 2 Abs. 2 Nr. 3 
(Archivwürdig sind) 
Unterlagen „der Strafverfolgungs- 
behörden, die Staatsschutzdelikte 
nach den §§ 80 bis 83, 84 bis 90, 
90a Abs. 3, den §§ 90b, 91, 94, 96 
Absatz 1, den §§ 97a bis 100a, 
105, 106, 109d bis 109f, 129, 129a 
des Strafgesetzbuches und § 20 
des Vereinsgesetzes betreffen. 

1 Die Bewertungshoheit des Archivs wird untergraben und es 
entstehen durch die zu erwartenden Mengen erhebliche 
Kosten für neue Magazinkapazitäten. 
Der allgemein erklärte politische Wille, Lehren aus dem 
NSU-Komplex zu ziehen, geht mit dieser Regelung am er-
kannten Problem vorbei: Nicht die Archive waren das Prob-
lem, sondern die Behörden, in denen die Unterlagen nicht 
ordnungsgemäß geführt worden sind oder vernichtet wurden. 
Die fachlich korrekte Schlussfolgerung wäre es, ein behörd-
liches Zwischenarchiv auf den Weg zu bringen. Nur diese 
Konstruktion würde für alle behördlichen Unterlagen die 
Gewähr bieten, dass sich ein behördliches Fehlverhalten 

Streichung 
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nicht noch einmal in der bekannten Dimension ergeben 
würde. 
Anmerkung: § 80 (Friedensverrat) ist weggefallen. 

§4 
Kommunales Archivgut, Kom-
munale Archive 

§ 4 Abs. 4, Satz 2 
ist kein öffentliches Archiv zur 
Übernahme bereit, sind die Unter- 
lagen vom Archiv des zuständigen 
Landkreises zu übernehmen. 

2 Der Wortlaut erweckt den Eindruck, dass es sich bei Kreisar- 
chiven nicht um öffentliche Archive handeln würde. § 6  be-  
stimmt aber ausdrücklich auch die Kreisarchive als öffentli- 
che Archive. Kreisarchive sind im Grunde bereits von den in 
Satz 1 aufgeführten öffentlichen Archiven erfasst (= „andere 
kommunale Archive" bzw. „andere archivfachlichen Ansprü- 
chen genügende öffentliche Archive"). 

„anderes" einfügen: 
Ist kein anderes öffent-
liches Archiv zur Über-
nahme bereit, sind die 
Unterlagen vom  Archly  
des zuständigen Land-
kreises zu überneh-
men. 

§8 
Organisation des staatlichen 
Archivwesens, Zuständigkeit und 
Aufgaben 

§ 8 Abs. 6 
Das Landesarchiv wirkt bei der 
Festlegung von landesweit gültigen 
Übernahme- und Austauschforma- 
ten  zur Archivierung elektronischer 
Daten mit. Die landesweit gültigen 
Übernahme- und Austauschformate 
werden in Form einer Rechts- und 
Verwaltungsvorschrift durch das für 
das zentrale E-Government  und die 
IT  zuständige Ministerium unter 
Einbindung der für das staatliche 
Archivwesen zuständigen obersten 
Landesbehörde festgelegt. 

1 Zusätzliche Kosten entstehen bei den anbietenden Stellen 
immer dann, wenn kein Einvernehmen mit dem Landesarchiv 
bei der Planung, Einführung oder wesentlichen Änderungen 
von  IT-Systemen (§ 8. Abs. 7) hergestellt wurde. Dann greift 
§ 8 Abs. 8, der an sich für die Altverfahren die Kosten für 
nachträglich aufwendig zu programmierende Schnittstellen 
sowie Formatkonvertierungen den anbietenden Stellen über- 
trägt. 

Ein Grundanliegen der Novellierung ist es, den Anforderun- 
gen der digitalen Archivierung Rechnung zu tragen. Die 
jetzige Regelung wird diesen Anspruch an dieser Stelle kon- 
terkarieren und zudem erhebliche zusätzliche Kosten 
verursachen, 
Vgl. Abs. 8 „Die Kosten für die Übertragung digitaler Daten 
und die Erstellung von Schnittstellen tragen die abgebenden 
Stellen." 

Das Landesarchiv wirkt 
bei der Festlegung von 
landesweit gültigen 
Übernahme und  Aus-
tauschformaten zur 
Archivierung elektroni-
scher Daten mit. Die 
landesweit gültigen 
Übernahme- und Aus-
tauschformate werden  
in Form einer Rechts-
und Verwaltungsvor-
schrift durch das für 
das zentrale E-
Government  und die  IT  
zuständige Ministerium 
unter Einbindung der 
für das staatliche Ar-
chivwesen zuständigen 
obersten Landesbehör-
de im Einvernehmen 
mit dem Landesarchiv 
festgelegt. 

§ 8 Abs. 7 
Bei der Planung, vor der Einführung 
und bei wesentlichen Änderungen 
von  IT-Systemen, die zu nach § 2 
Absatz 3 i. V. m. § 11 Absatz 1 
anzubietenden elektronischen  Do-  
kumenten führen, ist das Landesar- 
chiv rechtzeitig darüber zu informie- 
ren, insbesondere um sicherzustel- 
len, dass die in der Rechts- oder 
Verwaltungsvorschrift nach Absatz 
6 genannten Formate beachtet und 
Schnittstellen zum Digitalen Maga- 
zin des Landesarchivs berücksich- 
tigt werden. 

2 Erhebliche Kosten! 

Eine bloße Informationspflicht gegenüber dem Landesarchiv 
reicht nicht aus, um wirksam eine kostensenkende, das 
Verfahren der Archivierung effektiv und effizient zu gestal- 
tende Verfahrensweise zu etablieren. Alleingänge der  Be-  
hörde mit proprietären Formaten sind vorprogrammiert. Zu- 
sätzliche Kosten entstehen bei den anbietenden Stellen 
immer dann, wenn kein Einvernehmen mit dem Landesarchiv 
bei der Planung, Einführung oder wesentlichen Änderungen 
von  IT-Systemen (§ 8. Abs. 7) hergestellt wurde. Dann greift 
§ 8 Abs. 8, der an sich für die Altverfahren die Kosten für 
nachträglich aufwendig zu programmierende Schnittstellen 
sowie Formatkonvertierungen den anbietenden Stellen über- 
trägt. 
Ein Grundanliegen der Novellierung ist es, den Anforderun- 
gen der digitalen Archivierung Rechnung zu tragen. Die 
jetzige Regelung wird diesen Anspruch an dieser Stelle kon- 
terkarieren und zudem erhebliche zusätzliche Kosten verur- 
sachen. Vgl. Abs. 8 „Die Kosten für die Übertragung digitaler 
Daten und die Erstellung von Schnittstellen tragen die abge- 
benden Stellen." 

Bei der Planung, vor 
der Einführung und bei 
wesentlichen Änderun-
gen von  IT-Systemen, 
die zu nach § 2 Absatz 
3 i. V. m. § 11 Absatz 1 
anzubietenden elektro-
nischen Dokumenten 
führen, ist rechtzeitig 
das Benehmen mit 
dem Landesarchiv 
herzustellen, insbeson-
dere um sicherzustel-
len, dass die in der 
Rechts- oder Verwal-
tungsvorschrift nach 
Absatz 6 genannten 
Formate beachtet und 
Schnittstellen zum 
Digitalen Magazin des 
Landesarchivs berück-
sichtigt werden. 

§ 12 Feststellung der Archivwür- 
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digkeit und Übernahme 

§ 12 Abs. 2 Satz 2 
Vertretern des zuständigen öffentli- 
chen Archivs ist die Einsicht in die 
zur Archivierung angebotenen 
Unterlagen und in die Findmittel der 
Registraturen zu gewähren. Bei 
digitalen Unterlagen ist ein lesender 
Zugriff ausschließlich auf die dem 
zuständigen öffentlichen Archiv 
zur Archivierung angebotenen 
Unterlagen mit Einblick in die fach- 
liche und technische Dokumentati- 
on  zu gewähren. 

2 Auf diese Weise ist die Übernahme von Daten aus Fach- 
verfahren unmöglich. In einer Datenbank gibt es keine 
Funktion für eine Präsentation lediglich der anzubietenden 
Daten; sie wird stets als Ganzes in den Blick genommen. 
Bund/Länder-Vereinbarungen etwa zur Archivierung von 
Geobasisdaten mit der Arbeitsgemeinschaft der Vermes- 
sungsverwaltungen können nicht umgesetzt werden. 
Mit Blick auf die Geheinnhaltungsbedenken ist anzumerken, 
dass die Archivare eine hoheitliche Aufgabe erfüllen und in 
diesem Sinne wie die Mitarbeiter der Ressorts zur Ver- 
schwiegenheit verpflichtet sind, 
Lösung: 
"lesender Zugriff auf das  IT-System" wird wieder eingefügt 
oder zumindest Streichung des Wortes „ausschließlich", um 
in notwendigen Einzelfällen die Datenbankstruktur analysie- 
ren zu können. 

Satz 2 soll lauten: 
"Bei digitalen Unterla-
gen ist ein lesender 
Zugriff auf das  IT-
System sowie Einblick 
in die fachliche und 
technische Dokumenta-
tion zu gewähren." 
Alternative: 
"Bei digitalen Unterla-
gen ist ein lesender 
Zugriff auf die dem  
zuständigen öffentli-
chen Archiv zur Archi-
vierung angebotenen 
Unterlagen mit Einblick 
in die fachliche und 
technische Dokumenta-
tion zu gewähren." 

§ 12 Abs. 3 
Die Bewertungskriterien im Sinne 
des § 2 Abs. 2 sind in entsprechen- 
den Verwaltungsvorschriften zu 
regeln. 

2 "Aussonderungs- und Wertungsrichtlinien zusammenzufas- 
sen" wurde ersetzt durch "entsprechenden Verwaltungsvor- 
schriften zu regeln", was nicht dem Sinn der Regelung ent- 
spricht. 
Aussonderungs- und Wertungsrichtlinien bzw. Bewertungs- 
kataloge sind archivische Arbeitsinstrumente, keine Ver- 
waltungsvorschriften! Eine Verwaltungsvorschrift im enge- 
ren Sinne ist eine Anordnung einer übergeordneten Verwal- 
tungsinstanz an nachgeordnete Verwaltungsbehörden. Ver- 
waltungsvorschriften regeln so von oben nach unten Einzel-
heiten der Tätigkeit nachgeordneter Verwaltungsbehörden. 
Das Landesarchiv ist aber keine den Ministerien und ande-
ren Behörden übergeordnete Verwaltungsinstanz. Die Ver-
waltungsvorschriften müssten demnach durch die oberste 
Archivbehörde ergehen. Die Aktenplanpositionen und das 
bearbeitete Schriftgut sind zudem Wandlungen unterworfen, 
auf die flexibel reagiert werden muss. Dies würde durch 
Verwaltungsvorschriften mit dem ihnen eigenen administrati-
ven Vorlauf extrem erschwert und ein praktisches Arbeiten 
unmöglich machen. 

Wiederherstellung der 
ursprünglichen, fachlich 
korrekten Fassung: 
"Die Bewertungskrite-
rien im Sinne des § 2 
Abs. 2 sind in Ausson-
derungs- und Bewer-
tungsrichtlinien zu-
sammenzufassen." 

§ 12 (4) 
Das öffentliche Archiv hat von der 
Übernahme an ebenso wie die 
abgebende Stelle die ... Rechts- 
vorschriften ... über die Geheimhal- 
tung sowie die Regelungen des 
Thüringer Sicherheitsüberprü- 
fungsgesetzes vom 17. März 2003 
... und der Verschluss- 
sachenanweisung ... vom 17. Juni 
2011 in der Fassung vom... zu 
beachten. 
Vgl. § 15 Abs. 1 
Datenschutz und Geheimnisschutz 
bereits geregelt: 
"Durch geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen ist 
das Archivgut einschließlich der 
seiner Erschließung dienenden 
Hilfsmittel vor unbefugter Nutzung 
zu sichern sowie der Schutz perso- 
nenbezogener Daten oder solcher 
Unterlagen, die einem besonderen  
gesetzlichen Geheimnisschutz 
unterliegen, sicherzustellen..." 

2 Überregulierung und Redundanz 

Das Archivgesetz ist ein bereichsspezifisches Daten- 
schutzgesetz. Der Umgang mit sensiblen personenbezoge- 
nen Daten (Rasseamt / Zwangssterilisierung im 3. Reich / 
Patientenakten / Strafprozessunterlagen), Kompetenz in der 
Beachtung von Schutzfristen und Abwägung zwischen Da- 
tenschutz und Wissenschaftsfreiheit sind das Kerngeschäft 
der Archivare im Bereich der Benutzung. Dafür sind diese 
als Fachpersonal ausgebildet. Amtsverschwiegenheit ist für 
Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes selbstverständlich. 
Darauf nimmt bereits die Begründung Bezug (S. 13): Ge-
heimhaltung, Sicherheitsüberprüfungsgesetz, Verschlusssa-
chenanweisung ... "welche sich bereits dem Grund nach 
an alle Landesbehörden, ... richtet... Da es sich hierbei 
um einen bereits geltenden Grundsatz handelt, dient die 
Ergänzung lediglich der Klarstellung". 

Ein Gesetz sollte jeweils doch das auf seinen unmittelbaren 
Gegenstand konzentrierte, Spezifische regeln. Die Ergän-
zung bläht das Archivgesetz unnötig auf und hat für den 
Regelungsbereich des Archivgesetzes, nämlich die Archivie-
rung  (erfassen, verwahren, erhalten, erschließen, Benutzung 
gemäß § 7 Abs. 1 ThürArchivG) selbst keine Relevanz. All-
gemeine Gesetze (Datenschutz, Urheberrecht,...) finden 

Streichung 

Die klarstellende Erläu-
terung zu 12 Abs. 4 
wird in die Begründung 
zu § 15 Abs. 1 aufge-
nommen. 

5 



ThürArchivG-E, 2. KV Stand  
08.03.2018 

Pr  
.  

Auswirkungen bei Beibehaltung / Verweis auf Alternati- 
yen  

Vorschlag Landesar-
chiv 

im archivischen Arbeitsalltag selbstverständlich Anwen-
dung. Insofern ist die Ergänzung nicht klarstellend, sondern 
überregulierend. 

§ 12 Abs. 5 
Übernommenes Archivgut ist auf 
Dauer und sicher zu verwahren, zu  
erhalten und vor unbefugter Nut- 
zung, Beschädigung oder Vernich- 
tung zu schützen. Archivgut, dem 
ein bleibender Wert nach § 2 Abs. 2 
nicht mehr zukommt, ist zu vernich- 
ten,  sofern Rechtsvorschriften, 
Aufbewahrungsfristen oder Rechte 
Dritter nicht entgegenstehen. 

1 Satz 2 eröffnet die Möglichkeit einer retrospektiven Vernich- 
tung von Archivgut nach wechselnden politischen Vorga-
ben  und/oder Forschungskonjunkturen. 
In der NS-Zeit wurden Menschen mit jüdischer Herkunft aus 
den Karteien (Standesregistern) entfernt. 
Archivgut ist unveräußerlicher Bestandteil des Landeskul-
turguts! 
Wird dem Schriftgut kein bleibender Wert zugesprochen,  
handelt es sich nicht um Archivgut. Die Bewertungskriterien 
sollten sich nicht rückwirkend ändern, obgleich sie in ver-
schiedenen Epochen bzw. politischen Systemen durchaus 
verschieden sein können. Vielmehr würde eine Nachkassati-
on von Archivgut dem Grundsatz „Was einmal archivwürdig 
ist, bleibt auch archivwürdig." widersprechen. Die Archive 
gerieten in eine missliche Lage, wenn bereits benutztes, 
vielleicht sogar zitiertes oder veröffentlichtes Schriftgut auf-
grund von Nachkassationen nicht mehr vorhanden wäre. 
Kassationen sind im Archiv ohnehin nicht vollständig ausge-
schlossen. Im Rahmen von Notübernahmen gelangten bei-
spielsweise nach 1989 große Mengen unbewerteter Archiva-
lien aufgelöster DDR-Behörden in die Archive. Diese werden 
sukzessive verzeichnet und der nicht-archivwürdige Teil 
kassiert. Für diese Fälle war bereits nach dem „alten" Ar-
chivgesetz eine Nachkassation möglich und wird auch ohne 
Satz 2 weiterhin möglich sein, da es sich nicht um Archivgut 
handelt. 
Redundanz! 
Satz 1 ist inhaltlich identisch mit § 15 Abs. 2: 
"Die öffentlichen Archive haben die notwendigen Maßnah-
men zu treffen, um die dauernde Aufbewahrung, Erhaltung 
und Benutzbarkeit des Archivgutes sowie seinen Schutz vor 
Beschädigung oder Vernichtung zu gewährleisten". 

Streichung 

§ 15 Abs. 5 1 Offensichtlicher Druckfehler Korrektur: „Dritter" statt 
„Dritte" 

§ 17 Schutzfristen 

§ 17 Abs. 1 
Die Benutzung von Archivgut wird 
im Regelfall 30 Jahre nach Schlie- 
ßung der Unterlagen freigegeben, 
sofern durch Rechtsvorschriften 
nichts anderes bestimmt ist. Unbe- 
schadet dieser allgemeinen Schutz- 
frist darf Archivgut, das sich nach 
seiner Zweckbestimmung oder 
nach seinem wesentlichen Inhalt 
auf eine oder mehrere natürliche 
Personen bezieht oder die schüt- 
zenswerte Privatsphäre berührt 
(personenbezogenes Archivgut), 
erst zehn Jahre... 

1 Da im Transparenzgesetz eine proaktive Bereitstellung aller 
Informationen der Behörden der Landesverwaltung gefordert 
wird, ist die Aufrechterhaltung einer generellen 30-jährigen 
Schutzfrist nicht mehr vertretbar. Unabhängig davon besteht 
natürlich die Verpflichtung, die Akten vor Nutzung auf perso- 
nenbezogene Daten bzw. andere schutzwürdige Inhalte hin 
zu prüfen. 

Streichung von Satz 1 
und Satz 2, 1. Teilsatz; 
Abs. 1 beginnt: "Ar-
chivgut, das sich nach 
seiner Zweckbestim-
mung oder nach sei-
nem wesentlichen 
Inhalt auf eine oder 
mehrere natürliche 
Personen bezieht oder 
die schützenswerte 
Privatsphäre berührt 
(personenbezogenes 
Archivgut), darf erst 
zehn Jahre... 

§ 17 Abs. 2 S. 1 
Die Schutzfrist nach Absatz 1 Satz 
1 gilt nicht für solche Unterlagen, 
die bereits bei ihrer Entstehung zur 
Veröffentlichung bestimmt waren 
oder für Unterlagen, für die vor der 
Übergabe an das Landesarchiv 
bereits ein Zugang oder eine Veröf- 
fentlichung nach dem Thüringer 
Informationsfreiheitsgesetz vorlag. 
Außerdem findet sie auf Unterlagen 

1 Die Informationsbereitstellung hat durch die in Aussicht ste- 
hende Transparenzgesetzgebung eine neue Priorität. Durch 
das Transparenzgesetz (ThürTG-E) findet ein Paradigmen- 
wechsel statt, alle Verwaltungsinformationen, sofern sie nicht 
besonderen Schutzvorschriften unterliegen, sind direkt zu 
veröffentlichen. Insofern braucht eine Prüfung nicht mehr 
stattzufinden. 
Da § 4 Abs. 2 ThürTG-E überdies bestätigt, dass das  Archly-  
gesetz als Spezialgesetz zur Gewährung von Akteneinsicht 
dem TG vorgeht, ist ein Rückverweis widersprüchlich,  
Vgl. ebd. § 17 Abs. 1 ThürArchivG-E — wenn Satz 1 gestri- 

Streichung 

Alternative: 
Der sehr konkrete Ver-
weis des ThürArchivG 
auf das ThürlFG — 
sollte er nicht gänzlich 
gestrichen werden — 
würde nach lnkrafttre-
ten  eines ThürTG ins 
Leere laufen. Von da- 

6 



ThürArchivG-E, 2. KV Stand  
08.03.2018 

Pr  
. 

Auswirkungen bei Beibehaltung / Verweis auf Alternati- 
ven 

Vorschlag Landesar-
chiv 

im Sinne des § 3 Absatz 2 sowie 
der staatlichen Verwaltungsbehör- 
den der ehemaligen DDR, die nicht 
personenbezogen sind, keine An- 
wendung." 

chen wird, muss der Verweis dorthin hier entfallen, 

Die eingefügte Regelung bedeutet einen hohen Verwal-
tungsaufwand und ist bei elektronischen Unterlagen nicht 
umsetzbar. 
Der Verweis auf das IFG wurde mit Bezug auf das  Bun-  
desarchivgesetz ergänzt. In der Praxis erweist sich die Prü- 
lung  von Archivgut nach IFG aber als nicht sachgerecht, 
zeitaufwendig und nicht bürgerfreundlich. In der Be-
schlussempfehlung zur Novellierung des Archivgesetzes 
wurde mehr Bürgerfreundlichkeit als eine Zielvorgabe formu- 
lied.  Die Einsicht nach Archivgesetz ist effizienter, bür- 
gerfreundlicher und mit weniger Personalaufwand verbun- 
den. 
Auswirkung 
Wird der jetzt eingefügte IFG-Verweis beibehalten, zieht dies 
folgenden Verwaltungsaufwand und Regelungsbedarf 
nach sich: 
1. Aufwand bei Behörden: Kennzeichnung der nach IFGTTG 
eingesehenen Akten. Kennzeichnung von danach erfolgten 
Aktenzuwächsen, die eine erneute IFG-Prüfung erforderlich 
machen würden. Es ist eine Arbeitsanweisung erforderlich, 
damit bei Übernahme dies für die Archive ersichtlich ist. 
2. Der bundeseinheitliche Standard XDOMEA (= Standard 
für den  IT-gestützten Austausch und die  IT-gestützte Aus- 
sonderung behördlichen Schriftgutes) sieht keine Kenn- 
zeichnung für IFG-Zugang vor, 
3. Nach IFG genehmigte Einsicht für eine Person muss nicht 
zwingend auch für eine andere Person in einem anderen 
Zusammenhang genehmigt werden. 
Lösung 
Eine sachgerechte Lösung wäre eine alleinige Geltung des 
Archivrechts. Wenn das IFGfThürTG-E erwähnt wird, dann 
nur unter Verweis auf § 4 Abs. 2 Satz 1 ThürTG-E, dass das 
Archivgesetz gilt. 
Die Abschaffung der Voraussetzung eines öffentlichen Inte-
resses für die Verkürzung der allgemeinen Schutzfrist substi-
tuiert die Zugänglichkeit nach IFGTTG. Sobald Unterlagen 
Archivgut werden — und nicht personenbezogene Schutzfris-
ten zu beachten sind — ist das Archivgut für alle zugänglich. 
Lösung ist wie bisher der Schutzfristenverkürzungsantrag. 
Der Verwaltungsaufwand ist geringer, die Bürgernähe hoch. 
Der Dokumentationsaufwand für Einsichtnahme nach 
IFG in den Thüringer Behörden entfällt. Es ist für elektro-
nische Unterlagen umsetzbar. 
Mit dieser Lösung wird 1. Verwaltungsaufwand minimiert 2. 
rechtliche Klarheit geschaffen 3. der (scheinbare) Wider-
spruch zwischen Schutzfristen bei Archivgut und Freiheit 
amtlicher Informationen zeitgemäß aufgehoben. Mit dieser 
Lösung kann Thüringen Vorbildcharakter für andere 
Bundesländer gewinnen. 

her wird, eine Fortexis-
tenz dieses Passus 
vorausgesetzt, folgen-
de Formulierung in 
Anlehnung an § 11 
Absatz 5 Nr. 2  Bun-
desarchivgesetz vorge-
schlagen:  

§ 17 Abs. 2 
"Die Schutzfrist nach  
Absatz 1 Satz 1 gilt 
nicht für solche Unter-
lagen, die bereits bei 
ihrer Entstehung zur 
Veröffentlichung  be-
stimmt waren oder für 
Unterlagen, für die vor 
der Übergabe an das 
Landesarchiv bereits 
ein Zugang oder eine 
Veröffentlichung nach 
einem  Informations-
zugangsgesetz vorlag. 
Außerdem findet sie 
auf Unterlagen im Sin-
ne des § 3 Absatz 2 
sowie der staatlichen 
Verwaltungsbehörden 
der ehemaligen DDR, 
die nicht personenbe-
zogen sind, keine An-
wendung." 

§ 17 Abs. 5 Satz 4 
Für Archivgut, welches besonderen 
Geheimhaltungsvorschriften unter- 
liegt oder für das ein besonderes 
Schutzbedürfnis gegeben ist, ist 
zusätzlich das Einvernehmen mit  
der abgebenden Stelle herzustel- 
len. 

Neu eingefügt wurden Verweise auf 
§ 17 Abs. 5 Satz 4, mit der Folge, 
dass die Benutzung durch Betroffe- 
ne selbst oder nach deren Zustim- 

1 Redundanz: 
Für Geheimhaltungsvorschriften bereits in der VSA An-
lage 8 Punkt 5 geregelt! 
Siehe VS-Anweisung: 
„Die Nutzung von im VS-Magazin der Thüringischen Staats- 
archive  verwahrten VS durch Dritte bedarf der vorherigen 
schriftlichen Zustimmung der abgebenden Stelle." 
Soll die Einschränkung beibehalten werden, ist zwingend die 
Formulierung "oder besonderes Schutzbedürfnis" zu strei- 
chen. Dies ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der einer 
beliebigen Auslegung Tür und Tor öffnen würde. Alle Details 
der privaten Lebensführung und der Intimsphäre fallen 
darunter, auch z.B. Patientenakten unterliegen einem  be- 

Streichung 

Entsprechende Strei-
chung in Begründung 
S. 39 Zeile 1-7 (D 
6/4942) erforderlich, wo 
bei Schutzfristen noch 
generell eine Zustim-
nnung der abgebenden 
Stelle erwähnt wird. 
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Vorschlag Landesar-
chiv 

mung eingeschränkt wird in 
§ 17 Abs. 6 S. 5 (Absatz 5 Satz 4 
gilt entsprechend") und das Aus- 
kunfts- und Berichtigungsrecht in 
§ 19 Abs. 1 S. 6 (Für die Sätze 1 
und 5 gilt § 17 Abs. 5 Satz 4 ent-  
sprechend"). 

sonderen Schutzbedürfnis. 
Dass Daten Dritter zu schützen sind und dem Betroffenen 
nicht offenbart werden, ist durch das Archivgesetz bereits 
in seiner jetzigen Fassung vollumfänglich abgesichert 
(ThürArchivG § 18 Abs. 1 Nr. 2). Daher ist der gesamte  Pas-
sus  wieder zu streichen. 
Alternativ: Nur der Zusatz "oder besonderes Schutzbedürf-
nis" wird gestrichen. 

§ 18 Einschränkung der Benut-
zung in besonderen Fällen 

§ 18 Abs. 1 Nr. 7 
„aus anderen wichtigen Gründen, 
insbesondere aufgrund der Verfol- 
gung sachwidriger Interessen." 

3 Unbestimmter Rechtsbegriff, Missbrauchspotential 
Die Einfügung dieser auf einen unbestimmten und damit weit 
auslegbaren Rechtsbegriff gestützten Klausel steht offenbar 
im Zusammenhang mit der „Reichsbürgerbewegung" und soll 
insoweit das erweiterte Aktenzugangsrecht nach § 16 (1) 
einschränken. In der Praxis dürfte die rechtssichere Beweis-
führung für ein „sachwidriges Interesse" durch das Archiv-
personal höchst problematisch werden. Die Gesetzesbe-
gründung in der vorliegenden Fassung bietet keine Anhalts-
punkte für eine praktische Auslegung. 

Streichung 

§ 19 (2), Satz 2 
Weitergehende Ansprüche der 
betroffenen Person aus Artikel 16 
der Verordnung (EU) 2016/679, 
insbesondere auf Löschung von 
Daten (...) 

I Die Löschung von Daten wird im Artikel 17 der EU- 
Verordnung (nicht Artikel 16 wie im Gesetzestext) behandelt. 

Korrektur der Artikel-Nr. 
(17 statt 16) 

Allgemein 
Vielzahl von Paragrafen und Ver- 
weise auf konkrete andere Gesetze 
wurden neu eingefügt 

3 Verweis auf Einzelparagrafen anderer Gesetze ist gesetzes- 
systematisch problematisch. 
Das jetzige Archivgesetz galt unverändert seit 1992, weil es 
ohne Paragrafen und Einzelverweise auf andere Gesetze 
auskam, die archivische Facharbeit in Thüringen aber sach-
gerecht und praxisnah regelte. 
Bei einer Novellierung der bezogenen Gesetze müsste auch 
das Thüringer Archivgesetz geändert werden im Hinblick auf: 
- Bundesarchivgesetz 
- Strafgesetzbuch 
- Vereinsgesetz 
- Thüringer Sicherheitsüberprüfungsgesetz 
- Verschlusssachenanweisung 
- IFG — (vorauss. bald durch Transparenzgesetz ersetzt). 

Streichung 

Begründung 
Zu § 17 
S. 17 Ende 1. Abschnitt: "60 Jahren 
nach Entstehung" 

2 § 17 Abs. 1 Satz 4 lautet: "Kann auch deren Geburtsjahr 
nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand festgestellt wer- 
den, endet der Schutz 60 Jahre nach Schließung der Unter-
lagen." 

Entstehung ersetzen 
durch "Schließung" 
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